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124 Verordnung über das Naturschutzgebiet  
 „Bliesaue zwischen Blieskastel und Bliesdalheim“ 
 (N 6709-302)

Vom 2. November 2015

Aufgrund des § 20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, § 23 
und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzge bietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefähr deter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Viel falt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, son dern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig, um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu ge währleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerken nung eines Natura 
2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe, durch eine verant wortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungszie-
le – Wie derherstellung und Entwicklung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie durch 
einen mit den Bewirtschaftern abgestimmten Manage-
mentplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebens räume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finan zielle Möglichkei-
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzge rechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 
und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirt schaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie-
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Ergebnis-
se des allgemeinen Monitorings beinhalten. Kommt 
ein Mitgliedstaat seinen aus den europäischen Richt-
linien er wachsenen Verpflichtungen nicht nach, 
existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sankti-
onsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfah ren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet 
mit einer Größe von ca. 198,11 ha wird zum Na-
turschutzgebiet erklärt. Es trägt die Bezeichnung 
Naturschutzgebiet „Bliesaue zwischen Blies-
kastel und Bliesdalheim“ (N 6709-302) und ist 
Teil des Netzes Natura 2000 (§ 31 Bundesnatur-
schutzgesetz) als Gebiet von gemein schaftlicher 
Bedeutung gemäß der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der na-
türlichen Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.07.1992 
S. 7) und als Europäisches Vogelschutz gebiet ge- 
mäß der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten 
(ABl. L 20 vom 26.01.2010 S. 7) in der jeweils gelten-
den Fassung.

Das Schutzgebiet umfasst Flächen der Stadt Blieskas-
tel, Gemarkungen Blickweiler, Breitfurt, Mimbach 
und Wolfersheim, sowie Flächen der Gemeinde Gers-
heim, Gemarkung Bliesdalheim, und liegt im Bliestal 
zwischen der Straßenbrücke der B 423 in Blieskastel 
und der Kläranlage nördlich von Bliesdalheim. Das 
Gebiet erstreckt sich über den südlichen Abschnitt 
der Bliestalweitung mit einer ausgedehnten, im Bunt-
sandstein und Muschelkalk angelegten Überflutungs-
aue mit Röhrichten, Großseggenrieden, mesotrophen 
Feucht- und Nasswiesen/-brachen und Auenwäldern.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in Detailkarten 1 : 2.000, die 
ebenfalls Bestandteil dieser Verordnung sind, mit Flur-
stücknummern und Randsignatur wiedergegeben. Die-
se Karten und der Verordnungstext werden im Minis-
terium für Umwelt und Verbraucherschutz – Oberste 
Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Je eine 
weitere Ausfertigung befindet sich bei der Stadt Blies-
kastel und der Gemeinde Gersheim. Verordnungstext 
und Karten können bei den ge nannten Stellen eingese-
hen werden.
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Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes, sind 
die diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saar-
ländischen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhal tungszustandes des Lebens-
raumtyps oder der Art eingetreten ist oder begründet 
zu erwarten ist, kann das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz Anordnungen tref fen, um die Erhaltung 
oder Wiederherstellung des Erhaltungszustandes si-
cherzustellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Natur schutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Blie-
saue zwischen Blieskastel und Bliesdalheim“ vom 
1. Juni 1993 (Amtsbl. des Saarlandes S. 654) in der 
derzeit geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 2. November 2015

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
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Verlagerung von Veröffentlichungsinhalten von Amtsblatt Teil II in Teil I 

Neues Unternehmen für Satz, Korrektur, Druck und Vertrieb des Amtsblattes  
ab 30. Dezember 2015 

Durch das Gesetz zur Änderung des Amtsblattgesetzes vom 1. Dezember 2015 (Amtsbl. I S. 932)  
werden Inhalte, die bisher im Amtsblatt Teil II veröffentlicht wurden, in das Amtsblatt Teil I verlagert.  
Somit werden zukünftig unter anderem der Krankenhausplan, Verwaltungsvorschriften, Richtlinien,  

Erlasse der Landesverwaltung sowie alle Stellenausschreibungen der Landesverwaltung und 
Bekanntmachungen in Bezug auf Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheide  

in ausschließlich elektronischer Form in Teil I veröffentlicht. Eine vollständige Auflistung  
der zukünftigen Inhalte des Amtsblattes Teil I finden Sie im § 3 Absatz 2 des Amtsblattgesetzes. 

Veröffentlichungen, die bisher unter der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in Teil II 
des Amtsblattes veröffentlicht wurden, bleiben von diesen Änderungen unberührt.

Die Arbeiten für Satz, Korrektur, Druck, informationstechnische Aufbereitung und Vertrieb des Amtsblattes 
erfolgten bisher durch die Saarländische Druckerei und Verlag GmbH und die juris GmbH. Ab dem Jahr 2016 
werden diese Arbeiten zukünftig durch TypoServ Gesellschaft für Satz und Druck mbH und die juris GmbH 

durchgeführt. Auf der letzten Seite finden Sie die angepassten Bezugsbedingungen ab 1. Januar 2016.
Die obigen Änderungen treten mit Wirkung vom 30. Dezember 2015 in Kraft und schlagen sich erstmals  

in der neuen Amtsblattausgabe des Teil I und Teil II vom 14. Januar 2016 nieder.
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17 Berichtigung der Verordnung  
 vom 2. November 2015 über das Naturschutzgebiet  
 „Bliesaue zwischen Blieskastel und Bliesdalheim“  
 (N 6709-302)

Vom 9. Dezember 2015

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Bliesaue 
zwischen Blieskastel und Bliesdalheim“ (N 6709-302) 
vom 2. November 2015 (Amtsbl. I S. 802) wird wie 
folgt geändert:
In der Verordnung sind die § 4 Absatz 1 und § 8 durch 
die nachfolgenden Vorschriften zu ersetzen:

§ 4 
Unzulässige Handlungen und Nutzungen

(1) Unzulässig sind alle Veränderungen und Störungen, die 
das Naturschutzge biet in den für den Schutzzweck maß-
geblichen Be standteilen erheblich beeinträchtigen können.
Insbesondere ist es unzulässig:
1. Eingriffe in den Wasserhaushalt vorzunehmen, 

insbesondere Flächen trocken zu legen sowie der 
Bau von Drainagen,

2. Säume und dauerhaft brachgefallene Flächen zu 
mähen; davon ausgenommen sind Pflegeschnitte 
die die flächenbezogenen Vorgaben des Manage-
mentplans beachten,

3. Brach- und Grünlandflächen umzubrechen,
4. Dünger oder chemische Mittel anzu wenden oder 

Wanderschafherden zu pferchen,
5. pyrotechnische Artikel oder künstlich gerichte-

te Lichtstrahlen (Laser) anzu wenden oder in das 
Schutzgebiet einwirken zu lassen,

6. Wohnwagen oder Container aufzustellen, zu lagern, 
Feuer anzumachen sowie Wagen und Krafträder au-
ßerhalb dafür zugelassener Anlagen zu parken,

7. Bild- und Schrifttafeln anzubringen, soweit sie 
nicht auf den Schutz des Gebietes hinweisen,

8. Motorsport- und sonstige Veranstaltungen durch-
zuführen,

9. die Wasseroberfläche mit motorgetriebenen Fahr-
zeugen zu befahren sowie mit Booten in der Zeit 
vom 15. April bis 15. August (Brutzeit) eines jeden 
Jahres,

10. zu baden,
11. bauliche oder sonstige Anlagen zu errichten, auch 

solche, die baurechtlich verfahrensfrei sind; ausge-
nommen sind an die Landschaft angepasste Hoch-
sitze in einfacher Holzbauweise,

12. wasserwirtschaftliche oder wasserbauliche Maß-
nahmen durchzuführen, auch solche, die keiner 
Anzeige oder Genehmigung bedürfen,

13. wild wachsende Pflanzen zu entfernen oder auf 
andere Weise zu schädigen, nicht jagdbare wild le-
bende Tiere mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, 
zu schädigen oder zu töten sowie Puppen, Larven, 
Eier oder Brut- und Wohnstätten solcher Tiere fort-
zunehmen oder zu beschädigen,

14. Hängegleiter, Gleitdrachen, Modellflugzeuge und 
Multikopter zu starten, zu landen und den Flugbe-
trieb mit ihnen auszuüben.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Blies-
aue zwischen Blieskastel und Bliesdalheim“ vom 
1. Juni  1993 (Amtsbl. S. 654) in der derzeit geltenden 
Fassung außer Kraft.
Auf den in § 1 dieser Verordnung bezeichneten Flächen 
treten gleichzeitig die „Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Landkreis St. Ingbert“ vom 
2. Juni 1970 (Amtsbl. S. 631) sowie die „Verordnung 
über die Landschaftsschutzgebiete für das Kreisgebiet 
Homburg (Saar)“ vom 12. Dezember 1973 (Amtsbl. 
S. 867) in der jeweils geltenden Fassung außer Kraft.
Die Berichtigung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft

Saarbrücken, den 9. Dezember 2015

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost
6  Verordnung  
 über die Festsetzung von Zulassungszahlen  
 für die in das Verfahren der „Stiftung für  
 Hochschulzulassung“ einbezogenen Studiengänge  
 an der Universität des Saarlandes  
 für das Sommersemester 2016

Vom 23. Dezember 2015

Aufgrund des § 3 des Gesetzes zur Ratifizierung des 
Staatsvertrages über die Errichtung einer gemeinsamen 
Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 
vom 9. Dezember 2008 (Amtsbl. 2009 S. 331) verord-
net die Staatskanzlei:

§ 1
Für das Sommersemester 2016 werden die Zulas-
sungszahlen für die in das Verfahren der Stiftung für 
Hochschulzulassung einbezogenen Studiengänge an 
der Universität des Saarlandes wie folgt festgesetzt:
1. Medizin  0
2. Zahnmedizin  0
3. Pharmazie 30

§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft.

Saarbrücken, den 23. Dezember 2015

Die Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer
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